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Inhalt: Geſetz über die Erhebung von Schulbeittägen und Schulgeld bei ländlichen und gäxtneriſchen Fortbildungsſchulen, S. 179. — 
Innen Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſetze für Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 (Meichsgeſetzbl. 1 S. 633), S. 180. — 
kn . Tenne 21 7 

6. Jantar 1921 h 
tokammern vom ar 189. — Verordnung des Juſtiz⸗ 
EEE 13 jr 8 8 2. Marı 1921, 
miniſters zum Geſetz über ſtaatliche Verwaltungsgebühren, ©. 189.— Beſchluß des Preußisch en Stgatsminiſteriums über die Zuteilun 
von Gebietsteilen an das Landeskulturamt in Caſſel, S. 190. — e 5 Bl Aue dem de vom AV. pft 40 
durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 190. 


Verordnung zur Anderung der Wahlordnung für die Landwirtſchaf; 
9 9 0 f f 


(Ar. 12806.) Geſetz über die Erhebung von Schulbeiträgen und Schulgeld bei ländlichen und gärtneriſchen 
i Fortbildungsſchulen. Vom 14. März 1924. 55 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
a 5 § 1. 

(1) Durch Satzung eines Kreiſes oder einer Gemeinde können die Arbeitgeber der nach dem 
Geſetze, betreffend die Erweiterung der Berufs (Fortbildungs-) Schulpflicht, vom 31. Juli 1923 (Geſetz⸗ 
ſaminl. S. 367) zum Beſuch einer ländlichen oder gärtneriſchen Fortbildungsſchule Verpflichteten 
zur Zahlung von Schulbeiträgen verpflichtet werden. Für Schüler, die in keinem Arbeitsverhältniſſe 
ſtehen, tritt an die Stelle des Arbeitgebers der geſetzliche Vertreter. 

e) Dieſe Schulbeiträge find Kommunalabgaben im Sinne des Geſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetzſamml. S. 152). N 


(3) Die Höhe der für den einzelnen Schulpflichtigen zu entrichtenden Schulbeiträge wird durch 
Beſchluß des Schulträgers feſtgeſetzt fie hat ſich innerhalb der von der Schulaufſichtsbehörde nach 


Anhörung der geſetzlichen Berufsvertretungen (Landwirtſchaftskammern, Handwerkskammern) jeweilig 
feſtgeſetzten Grenzen zu halten. 

(%) Für Schulpflichtige, die eine ländliche oder gärtneriſche Fortbildungsſchule außerhalb ihres 
Arbeits oder Wohnbezirkes beſuchen, hat die Schulbeiträge erhebende Gemeinde (Kreiskommunal⸗ 
verband) die Beiträge an die Gemeinde des Schulorts abzuführen. Die Gemeinde des Schulorts 
kann hierauf verzichten. Erhebt die Arbeits- oder Wohngemeinde keine Schulbeiträge, ſo kann die 
Schulgemeinde von dem außerhalb ihres Bezirkes wohnenden Arbeitgeber oder geſetzlichen Vertreter 
des Schulpflichtigen den Schulbeitrag erheben. 2 

6) Von den am Unterricht einer ländlichen oder gärtneriſchen Fortbildungsſchule freiwillig 
teilnehmenden Schülern oder Schülerinnen iſt ein Schulgeld zu erheben, das für Gemeinde- (Kreis-) 
Angehörige nicht höher als der gemäß Abſ. 3 vorſtehend feſtgeſetzte Schulbeitrag ſein darf. Von 
auswärtigen Schülern (Schülerinnen) kann ein höheres Schulgeld erhoben werden. 3 

Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1280312810 DP0̃Bß - ee 32 

Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1924. 


F 
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8 2. 8 
Dieſes Geſetz tritt zugleich mit dem Geſetz über die Erweiterung der Berufs- (Fortbildungs- 
Schulpflicht vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 367) in Kraft. 


8 § 3. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten beauftragt. . 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gejeß wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 14. März 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Wendorff. 


(Nr. 12807.) Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſetze für Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. I 
ö S. 633). Vom 29. März 1924. 
* 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


1. Die Zugendwohlfahrtspflege als Selbſtverwaltungsangelegenheit. 
Se 
Die Aufgaben der öffentlichen Jugendwohlfahrtspflege mit Ausnahme der Ausführung der 
Fürſorgeerziehung find Selbſtverwaltungsangelegenheiten der Gemeinden und Gemeindeverbände. 


II. Aufbau der Jugendwohlfahrtsbehörden. 
82. 


Bezirksabgrenzung. j 
() Für jeden Stadt- und für jeden Landkreis iſt ein Jugendamt zu errichten. 


(2) In der Stadtgemeinde Berlin iſt für jeden Verwaltungsbezirk ein Jugendamt (Bezirks⸗ 
jugendamt) zu errichten. Die Rechte des Magiſtrats gegenüber den Bezirken — nach dem Geſetz 
über die Bildung einer Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 (Geſetzſamml. S. 123) — 
bleiben unberührt. 

(3) Innerhalb eines Landkreiſes können auf Antrag von Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
(rheiniſche Bürgermeiſtereien, weſtfäliſche Amter) von mehr als 10000 Einwohnern, in der Provinz 
Hannover auch auf Antrag ſelbſtändiger Städte ($ 27 Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz 
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Hannover vom 6. Mai 1884 — Geſetzſamml. S. 181 —) durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
für dieſe beſondere Jugendämter errichtet werden. Gegen die die Errichtung ablehnende Entſcheidung 
des Kreisausſchuſſes ſteht den Antragſtellern die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu, der end- 
gültig entſcheidet. 

(4) Iſt ein beſonderes Jugendamt errichtet, fo können ihm weitere Gemeinden, Landbürger⸗ 


meiſtereien und Amter auf Grund des Zweckverbandsgeſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. 
S. 115) angegliedert werden. 
Zuſammenſetzung der Jugendämter. 

Für Zuſammenſetzung, Verfaſſung und Verfahren der Jugendämter ſind vorbehaltlich der 
folgenden Beſtimmungen die auf Grund der Gemeindeverfaſſungsgeſetze zu erlaſſenden Satzungen 
maßgebend, die der Beſtätigung durch die Beſchlußbehörde bedürfen. 

i § 4. 
(1) Dem Jugendamte gehören an: 
1. Ein bis vier leitende Beamte des Selbſtverwaltungskörpers, unter ihnen der Vorſitzende 
(85 7 bis 9), welcher bei Stimmengleichheit den Ausſchlag gibt. Dieſe Mitglieder, 


unter denen ſich der leitende Fachbeamte des Jugendamts befinden muß, werden vom 
Vorſtande des Selbſtverwaltungskörpers beſtimmt. 


1 


und bewährten Männern und Frauen. 


(2) Zwei Fünftel dieſer Zahl (Abſ. 1 Ziffer 2) werden vom Vorſtande des Selbſtverwaltungs⸗ 
körpers auf Grund von Vorſchlägen ernannt, die von den freien Vereinigungen zu machen ſind, 
welche ſich ganz oder vorwiegend mit der Förderung der Jugendwohlfahrt befaſſen oder der Jugend⸗ 
bewegung dienen, ſoweit ſie in dem Bezirke wirken, für den das Jugendamt errichtet iſt. Die 
Vereinigungen haben mindeſtens die doppelte Anzahl der auf ſie entfallenden Vertreter vorzuſchlagen. 
Die Vorgeſchlagenen müſſen die Wählbarkeit für Ehrenämter des Selbſtverwaltungskörpers beſitzen. 
Über die Zulaſſung der Vereinigungen zur Ausübung des Vorſchlagsrechts und die Zahl der von 
ihnen zu ſtellenden Vertreter entſcheidet der Vorſtand des Selbſtverwaltungskörpers. Bei der 
Entſcheidung iſt auf die Bedeutung der Vereinigungen für die Jugendwohlfahrtspflege Rückſicht zu 
nehmen. Gegen die Entſcheidung können die Vorſchlagsberechtigten ſowie die Vereinigungen, deren 
Vorſchlagsrecht abgelehnt iſt, binnen zwei Wochen Beſchwerde beim Regierungspräſidenten erheben. 


(3) Unter den verbleibenden drei FJünfteln müſſen ſich befinden je ein evangeliſcher und ein 
katholiſcher Geiſtlicher, ſoweit Kirchengemeinden dieſer Bekenntniſſe im Bezirke vorhanden ſind, ſowie 
ein Rabbiner, ſoweit Synagogengemeinden im Bezirke vorhanden ſind und der Rabbiner im Bezirk 
anſäſſig iſt, ſowie zwei Lehrperſonen (Lehrer und Lehrerin). Die vorbenannten geiſtlichen Mit- 
glieder werden von den zuſtändigen Stellen der betreffenden Religionsgeſellſchaften ernannt oder 
gewählt, die Lehrperſonen werden von der Vertretung des Selbſtverwaltungskörpers nach Mehrheits⸗ 
beſchluß gewählt. - 


32* 


Höchſtens die fünffache Zahl (mindeſtens zehn) von in der Jugendwohlfahrt erfahrenen 


8 


) Im übrigen werden die in der Jugendwohlfahrt erfahrenen Männer und Frauen von der 
5 des ee auf Grund der für die Wahlen von Ehrenbeamten Er 
den Vorſchriften gewählt. 


- 


8 

5 § 9. 9 

() Soweit ſie nicht ſchon auf Grund des § 4 Mitglieder des Jugendamts ſind, ſind zur 
Teilnahme an ſeinen Sitzungen berechtigt und haben in ihnen beratende Stimme: 

8 

2.5 


2 


r Kreisſchulrat; 
r Kreismedizinalrat; 

3. der Gewerberat; 

4. der Vormundſchaftsrichter. 
Sind mehrere ſolcher Beamten im Bezirk angeſtellt, ſo erfolgt die Auswahl durch die vorgeſetzte 
Dienſtbehörde. N b 

(2) Den im Abſ. 1 genannten Perſonen ſteht gegen die Gemeinden und Gemeindeverbände 

ein Anſpruch auf Vergütung für die Teilnahme an den Sitzungen nicht zu. 


= 2 2 


§ 6. ä 
8 4 
Die Amtsdauer der Mitglieder des Jugendamts beträgt 4 Jahre. Mit dein Ablaufe dieſer 
Friſt endet auch das Amt der Erſatzleute. 


9 25 


Stadtſugendämter. 


(1) In den Städten regelt ſich der Vorſitz und die Stellvertretung des Vorſitzenden 09 
den Vorſchriften der Städteordnung über Deputationen und Kommiſſionen. 


(2) Die Satzungen der Wanne Bezirksjugendämter werden durch Ortsgeſetz geregelt. In 
den Bezirksſugendämtern haben Bezirksbürgermeiſter, Bezirksämter und Bezirksverſammlungen die 
Befugniſſe der entſprechenden ſtädtiſchen Stellen. 


88. 
Kreisjugendämter. 1 9 
(1) Ju den Kreisjugendämtern führt den Vorſitz der Landrat als Vorſitzender des Keita 
ſchuſſes. Der Stellvertreter im Vorſitze wird, ſoweit die Satzung nichts Abweichendes beſtimnit, 


vom Kreisausſchuſſe gewählt. 


(2) Wird Gemeinden oder Gemeindeverbänden von mehr als 10.000 Einwohnern oder ses. 
ſtändigen Städten der Provinz Hannover, für > kein beſonderes Jugendamt errichtet iſt, durch 
die Satzung des Kreisjugendamts das Recht der Vertretung zugebilligt, ſo 9 die e f 
Anſpruch auf Berufung der von ihnen zu bezeichnenden Vertreter. ER 
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8. 9. 


Jugendämter in Landgemeinden, rheiniſchen Landbürgermeiſtereien⸗ und weſtfäliſchen Amtern. 

In Landgemeinden, rheiniſchen Landbürgermeiſtereien und weſtfäliſchen Amtern regelt ſich der 
Vorſitz und deſſen Stellvertretung nach der Gemeindeordnung. Die Stellvertretung kann durch 
die Satzung anderweit geregelt werden. 

f $ 10. 
Wohlfahrtsämter. 

(1) In Gemeinden und Gemeindeverbänden, in denen gemäß § 2 ein Jugendamt zu errichten 
iſt und in denen ein Wohlfahrtsamt oder eine andere der Wohlfahrtspflege dienende geeignete 
Stelle der Selbſtverwaltung beſteht oder errichtet wird, können durch Satzung die Aufgaben des 
Jugendamts dieſer Stelle oder einem Ausſchuſſe dieſer Stelle im Rahmen der nach Maßgabe 
der Gemeindeverfaſſungsgeſetze dieſen Amtsſtellen oder Ausſchüſſen zuſtehenden Befugniſſe übertragen 
werden. Jedoch muß die Zuſammenſetzung der Stelle oder des Ausſchuſſes, ſoweit es ſich um 
die Wahrnehmung der Aufgaben des Jugendamts handelt, den Erforderniſſen des 8 4 entſprechen. 
Auch ziſtzzhierbei die Beteiligung der im § 5. genannten Perſonen ſicherzuſtellen. 


(2) In der Stadtgemeinde Berlin können in jedem Verwaltungsbezirk, in dem ein Mohlfahrts- 
amt oder eine andere der Wohlfahrtspflege dienende geeignete Stelle der Bezirksverwaltung beſteht 
oder errichtet wird, durch Ortsgeſetz die Aufgaben des Jugendamts dieſer Stelle oder einem Aus- 
ſchuſſe dieſer Stelle übertragen werden. Abf. 1 Satz 2 und 3 gelten entſprechend. 


§ 11. 
Geſundheitsämter. 

(1) Die Übertragung der geſundheitlichen Aufgaben eines Jugendamts auf eins Geſundheits— 
amt oder eine entſprechende Behörde ($ 10 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt) erfolgt 
durch Satzung des Selbſtverwaltungskörpers. Sie iſt auch zuläſſig, wenn das Geſundheitsamt 
oder die entſprechende Behörde im Rahmen eines Wohlfahrtsamts beſteht. 8 


: ) Verbleiben die geſundheitlichen Aufgaben beim Jugendamte, ſo iſt bei ihrer Bearbeitung 
ein Arzt zuzuziehen. 8 f we) | 5 
Landesjugendämter. 

8 
) Die Provinzialverbände, in der Provinz Heſſen-Naſſau die Bezirksverbände Wiesbaden 
und Caſſel, der Kommunalverband der Hohenzollernſchen Lande und die Stadtgemeinde Berlin können 
zur Erfüllung der Aufgaben aus § 13 mit Ausnahme von Ziffer 8 des Reichsgeſetzes für Jugend— 
wohlfahrt ein Landesjugendamt errichten. Die Aufgaben des Landesjugendamts können auch einem 
bei demſelben Kommunalverband errichteten Landeswohlfahrtsamt oder einer bei dieſem errichteten, 

anderen der Wohlfahrtspflege dienenden Stelle übertragen werden. 


8 e) Die aus § 77 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt und Nr. 2 der Verordnung über 
das Inkrafttreten des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt vom 14. Februar 1924 ſich ergebenden 


Rechte der Landesregierung bleiben unberührt. 


$ 13. 
(1) In das Landesjugendamt find Vertreter von Jugendämtern und Juſtizbehörden zu berufen. 


(2) Die Vorſchriften der §§ 4 und 10 finden entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, 
daß an Stelle des Regierungspräſidenten der Oberpräſident tritt. Die Beteiligung von Sachver⸗ 
ſtändigen auf dem Gebiete der Schule, der Heilkunde und der Gewerbeaufſicht mit mindeſtens 
beratender Stimme iſt ſicherzuſtellen. a 


(3) Im übrigen richten ſich Zuſammenſetzung, Verfaſſung und Verfahren der Landesämter 
nach dem Gemeindeverfaſſungsrechte. ; 
$ 14. 

Die aus § 29 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt ſich ergebenden Rechte ftehen dem 
Miniſter für Volkswohlfahrt zu; dieſer kann fie ganz oder teilweiſe an Stellen der Staats- oder 
Selbſtverwaltung übertragen. 


III. Rechtsmittel. 
$ 15. 


(1) Gegen die Entſcheidung der Jugendämter oder der Stellen, welchen jugendamtliche Auf— 
gaben übertragen ſind, ſteht der Einſpruch zu: 


1. wenn durch Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes, ins— 
beſondere auch rechtsgültiger Satzungen, das Intereſſe eines Kindes oder einer Gruppe 
von Kindern verletzt iſt, dem geſetzlichen Vertreter und den Eltern des Kindes oder 
denjenigen, die berechtigt ſind, die Intereſſen der Gruppe zu vertreten, insbeſondere auch 
den gemäß § 29 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt von der Aufſicht des Jugend— 
amts befreiten Anſtalten und für geeignet erklärten Vereinigungen; 


2. ferner unabhängig vom Vorliegen der Vorausſetzungen zu 1, wenn die Entſcheidung 
die Erlaubnis zur Aufnahme eines Pflegekindes oder die Aufſicht über ein Pflegekind 
betrifft, den von der Entſcheidung Betroffenen ſowie den Eltern und dem geſetzlichen 
Vertreter des Kindes. 


(2) Der Einſpruch iſt bei derjenigen Stelle einzulegen, welche die Entſcheidung erlaſſen hat. 


Iſt dieſe Stelle eine andere als der Vorſtand des Selbſtverwaltungskörpers, ſo iſt der Einſpruch 
dieſem zur Entſcheidung vorzulegen. 


$ 16. 
(1) Gegen den auf Einſpruch ergebenden Beſchluß des Vorſtandes des Selbſtverwaltungs— 
körpers findet binnen einer Friſt von zwei Wochen die Beſchwerde an die Kommunalaufſichtsbehörde 
und in den Fällen aus § 15 zu 1 wahlweiſe die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 


(2) In den Beſchlüſſen des Vorſtandes des Selbſtverwaltungskörpers iſt auf dieſe Vorſchriften 
hinzuweiſen. 


ee 
$ 17. 


Im Verwaltungsſtreitverfahren entſcheidet im letzten Rechtszuge das reichsgeſetzlich zuſtändige 
Gericht, ſoweit Verletzung des Reichsrechts gerügt wird. 


IV. Fürſorgeerziehung. 
ü § 18. 

() Fürſorgeerziehungsbehörden ſind die Provinzialausſchüſſe, in der Provinz Heſſen-Naſſau 
die Landesausſchüſſe der Kommunalverbände Wiesbaden und Caſſel, der Magiſtrat der Stadt- 
gemeinde Berlin, der Kreisausſchuß des Kreiſes Herzogtum Lauenburg und der Landesausſchuß 
der Hohenzollernſchen Lande. 

(2) In den Fällen aus § 63 Abf. 2 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt muß das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht vor der Beſchlußfaſſung die Fürſorgeerziehungsbehörde hören. 5 

§ 19. 

) Im Falle der vorläufigen Fürſorgeerziehung hat die Fürſorgeerziehungsbehörde bis zum 
rechtskräftigen Abſchluſſe des Verfahrens dem Vormundſchaftgerichte von dem Orte der jeweiligen 
Unterbringung des Minderjährigen Nachricht zu geben. N 

(2) Nach rechtskräftigem Abſchluſſe des Verfahrens iſt das Vormundſchaftsgericht auf ſein 
Erſuchen von dem Orte der jeweiligen Unterbringung des Minderjährigen zu benachrichtigen. 

(3) Die Beendigung der Fürſorgeerziehung vor Eintritt der Volljährigkeit iſt dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte mitzuteilen. i 

§ 20. 


Bei der Ausführung der Fürſorgeerziehung iſt das Landesjugendamt zu beteiligen, ſoweit ein 
ſolches errichtet iſt. Die Beteiligung iſt durch den Miniſter für Volkswohlfahrt zu regeln. 


§ 21. g 
5 (1) Für die Entſcheidung über die Aufhebung der Fürſorgeerziehung gemäß § 72 Abſ. 2 
des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt iſt die Fürſorgeerziehungsbehörde zuſtändig. Gegen ihren 
ablehnenden Beſchluß kann der Antragſteller binnen zwei Wochen vom Tage der Zuſtellung an die 
Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts anrufen. 5 


(2) Bei einer unter Vorbehalt des Widerrufs erfolgten Aufhebung der Fürſorgeerziehung ſteht 
die Ausübung des Widerrufs der Fürſorgeerziehungsbehörde zu. Dieſe hat vorher das Jugendamt 


zu hören. Die Anhörung kann in dringenden Fällen nachträglich erfolgen. Iſt die unter Vor⸗ 


behalt des Widerrufs erfolgte Aufhebung der Fürſorgeerziehung gemäß Abſ. 1 durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht erfolgt, fo bedarf innerhalb der erſten drei Monate nach der Aufhebung der 
Widerruf der Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts. 


RICH, 
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5 


Träger der Koſten der Fürſorgeerziehung find die Kommunalverbände, bei denen Fürſorge— 
erziehungsbehörden beſtehen ($ 18). Sie erhalten zu dieſen Koſten aus der Staatskaſſe einen 
Zuſchuß von zwei Dritteln. 

g 823. ; 

() Für die Erſtattungsforderungen der Kommunalverbände an die Minderjährigen oder die 
zu ihrem Unterhalte Verpflichteten find Tarife zugrunde zu legen, welche von dem Miniſter für 


Volkswohlfahrt nach Anhörung der Kommunalverbände feſtgeſetzt werden. Die Koſten der allgemeinen 
ah Anhörung 9 9 


Verwaltung der Fürſorgeerziehung, des Baues und der Unterhaltung der von den Kommunal⸗ 
verbänden errichteten Anſtalten bleiben hierbei außer Anſatz. Die Kommunalverbände ſind berechtigt, 
in beſonderen Fällen die Tarife bis zur Höhe der entſtandenen Selbſtkoſten zu überſchreiten, 

(2) Für die Fürſorgeerziehung Schulentlaſſener ſollen von dieſen und den zum Unterhalte 
Verpflichteten Koſten nur dann erhoben werden, wenn ſie in Anſtalten untergebracht oder durch 
Krankheit arbeitsunfähig ſind. ö 


(% Wird gegen den Erſtattungsanſpruch Widerſpruch erhoben, ſo beſchließt darüber auf Antrag 
des Kommmüunalverbandes der Bezirksausſchuß endgültig. Zwei Drittel der durch die Kommunal" 
verbände von den Erſtattungspflichtigen eingezogenen Beträge find auf den Beitrag des Staates 


anzurechnen. 

neee ! 8 94. | 1 5 a a 

() Die Kommunalverbände haben für die Ausführung der Fürſorgeerziehung und für die 
Verwaltung der von ihnen errichteten Erziehungsanſtalten Anweiſungen zu erlaſſen. 


e) Die Anweiſung bedarf der Genehmigung der Miniſter für Volkswohlfahrt und für Wiſſen⸗ 


ſchaft, Kunſt und Volksbildung hinſichtlich der Beſtimmungen, welche ſich auf die Aufnahme, die 
ö 5 gen, N T USED 


Behandlung, den Unterricht und die Entlaſſung der Minderjährigen beziehen. 
a 97 ) I ste 


8.25.4 


Wenn ſchulpflichtige zur Fürſorgeerziehung überwieſene Minderjährige der öffentlichen Volks-⸗ 
ſchule ohne ſittliche Gefährdung der übrigen die Schule beſuchenden Kinder nicht zugewieſen werden 


können, ſo hat der Kommunalverband dafür zu ſorgen, daß ihnen während des ſchulpflichtigen 


Alters der erforderliche Schulunterricht anderweitig zuteil wird. Im Streitfall enticheidet der 
) ) 3 x DEE, 


Oberpräſident nach Anhörung der Schulaufſichtsbehörde. 


926. 


) Die Oberpräſidenten und in höherer Inſtanz der Miniſter für Volkswohlfahrt haben die 


Aufſicht über die Ausführung der Fürſorgeerziehung durch die Kommunalverbände und die von 
ihnen zur Unterbringung von Minderjährigen benutzten Anſtalten zu führen. Jedoch bleiben Be— 
ſtimmungen, nach denen anderen ſtaatlichen Behörden das Recht der Fachaufſicht zuſteht, unberührt. 

) Soweit den Landesjugendämtern Aufſichtsrechte zuſtehen, ſollen Beſichtigungen der ſtaatlichen 
Behörden im Benehmen mit den Landesjugendämtern erfolgen. e 


t 


ee 


e 
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V. Abergangsvorſchriſten. 
N N 

(1) Soweit Beamte einer Gemeindearmenverwaltung auf Grund des Artikels 78 § 4 des 
Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch alle oder einzelne Rechte und 
Uflichten von Vormündern über Minderjährige haben, gehen dieſe Rechte und Pflichten auf das 
Jugendamt über, zu deſſen Bezirke die Gemeinde gehört. 

(2) Soweit Beamte oder Angeſtellte von Kreiſen oder Gemeinden Vormundſchaften als 
Sammelvormünder kraft Beſtellung auf Anweiſung ihrer Anſtellungsbehörde führen, gehen dieſe 
Vormundſchaften auf das Jugendamt über. ü 

(3) Bei Errichtung der Berliner Bezirksjugendämter hat der Magiſtrat Berlin über die 
Verteilung der Vormundſchaften Beſtimmungen zu treffen. 


§ 28. 5 
(1) Sind die Gemeinden, deren Beamte oder Augeſtellte die Vormundſchaft ausüben, nicht 
Träger des Jugendamts, ſo werden dieſe kraft Geſetzes beamtete Mitglieder des Jugendamts und 
gelten betraut mit den vormundſchaftlichen Obliegenheiten im Sinne des § 32 des Reichsgeſetzes 


für Jugendwohlfahrt. Dieſe Mitglieder werden bei der Zahl der beamteten Mitglieder des 


Jugendamts gemäß § 4 Abſ. 1 nicht mitgerechnet. 
(2) Die Abs. 1 Satz 1 vorgeſehenen Wirkungen erlöſchen einen Monat nach Aufkündigung 
ſeitens des Trägers des Jugendamts oder der Gemeinde. 


9 29. 
(1) Die auf Grund des 8 27 eintretenden Amtsvormundſchaften gelten als beſtellte Amts- 


vormundſchaften, ſoweit es ſich um die Aberleitung einer Mitvormundſchaft, Gegenvormundſchaft, 


Pflegſchaft, Beiſtandſchaft oder um eine Vormundſchaft über eheliche Mündel handelt, in anderen 
Fällen als geſetzliche Amtsvormundſchaften. 

(2) Die Beſtallungen der bisherigen Sammelvormünder gelten als Beſcheinigungen im Sinne 
des § 37 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt und find durch einen. Vermerk des Jugendamts 
als ſolche zu kennzeichnen. N 

Soweit auf Grund des Artikels 78 § 1 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 


Geſetzbuche Vorſtände von Anſtalten die Rechte und Pflichten eines Vormundes über Minderjährige 


haben, oder ſoweit Anſtaltsvorſtände auf Grund des § 12 des Geſetzes über die Fürſorgeerziehung 
Minderjähriger beſtellt ſind, bleiben die Vormundſchaften beſtehen und gelten als beſtellte Anſtalts⸗ 
vormundſchaften im Sinne des § 47 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt. i 


831. 


() Auf ſchwebende Fürſorgeerziehungsverfahren finden die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes ; 


für Jugendwohlfahrt mit folgender Maßgabe Anwendung: 

e Iſt der Antrag vor Inkrafttreten des Geſetzes gemäß Abſ. 1 des § 4 des Geſetzes über 

die Fürſorgeerziehung Minderjähriger geſtellt, fo iſt der Beſchluß auch dem Antragſteller zuzuſtellen, 
33 


i 


dem das Recht der ſofortigen Beſchwerde aus Abs. 4 des § 4 zuſteht. Sind die Anhörungen 
gemäß Abſ. 2 des § 4 erfolgt, jo bedarf es im erſten Rechtszuge nicht mehr der Anhörung des 
Jugendamts vor der Beſchlußfaſſung. 

(3) Beſchlüſſe auf vorläufige Unterbringung, die auf Grund des § 5 des Geſetzes über die 
Fürſorgeerziehung Minderjähriger erlaſſen ſind, gelten als Beſchlüſſe über Anordnung der vorläufigen 
Fürſorgeerziehung gemäß § 67 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt. § 5 Abſ. 2 des Geſetzes 
über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger iſt nur anwendbar, wenn der Beſchluß auf Ablehnung 
des Antrags auf Fürſorgeerziehung oder die Einſtellung des Verfahrens vor Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes rechtskräftig geworden iſt. 

8 32. 

Auf die auf Grund der bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen überwieſenen Minderjährigen 

finden die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt Anwendung. 


a § 33. 
) Bis zur Errichtung der Satzungen werden die Zuſtändigkeiten der Jugendämter durch den 
Vorſtand des Selbſtverwaltungskörpers wahrgenommen. Die 88 11 und 32 des Reichsgeſetzes für 
Jugendwohlfahrt finden Anwendung. 7 


(e) Kommt die Satzung bis zum 1. Oktober 1924 nicht zuſtande, fo wird fie von der 
Aufſichtsbehörde erlaſſen. 
5 VI. Ausführung des Geſetzes. 
5 § 34. 5 
Mit der Ausführung des Geſetzes wird der Miniſter für Volkswohlfahrt beauftragt. 


VII. Aufhebung bisheriger Geſetze. 
8 35 
Das Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 1900 und 7. Juli 1915 
(Geſetzzamml. 1900 S. 264 und 1915 S. 113) ſowie Artikel 78 des Preußiſchen Ausführungs— 
geſetzs zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 (Geſetzſamml. S. 177) werden 
aufgehoben. 


VIII. Inkrafttreten des Geſetzes. 
$ 36. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1924 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 29. März 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Hirtſiefer. 


(Siegel.) 
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(Nr. 12808.) Verordnung zur Anderung der Wahlordnung für die Landwirtſchaftskammern vom 


6, Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 44, 334). Vom 15. März 1924. 
12. März 


Auf Grund des § 9 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 (Geſetzſamml. S. 126) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 16. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 41) wird die Wahlordnung für 


m 


6. Januar Ver 6 
die Landwirtſchaftskammern vom 12 März 1921 (Geſetzſamml. S. 44, 334) wie folgt geändert: 
I. Der § 12 erhält folgenden Zuſatz: 


Jeder Wahlkommiſſar hat in einem, zu amtlichen Veröffentlichungen dienenden Blatte 
des Wahlbezirkes (Kreisblatt uſw.) auf die Bekanntmachung des Oberpräſidenten hinzuweiſen 
und dabei die Friſt zur Einreichung der Wahlvorſchläge (§ 13) beſonders anzugeben. 


II. Im erſten Satze des § 37, im Abf. 2 des § 41 ſowie im viertletzten Abſatz der Anlage B zu § 38 
fallen die Worte „und Umſchläge“ fort; der drittletzte Abſatz der Anlage B zu 8 38 wird geſtrichen. 
Der $ 37 erhält folgenden Abſ. 2: 


Die Umſchläge hat der Wahlvorſteher dem Gemeindevorſteher des Wahlorts zur 
weiteren Verwendung zurückzugeben, ſoweit fie nicht gemäß § 36 Abſ. 2 der Wahlniederſchrift 
beizufügen ſind. a a 
III. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 15. März 1924. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Wendorff. 


(Nr. 12809.) Verordnung des Juſtizminiſters zum Geſetz über ſtaatliche Verwaltungsgebühren. Vom 
22. März 1924. i 


hr Grund des §8 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes über ftaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. September 1923 
(Geſetzſamml. S. 455) beſtimme ich im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter: N 


Die im § 8 Abſ. 2 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vorgeſehene neue 
FJaſſung des § 140 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 
S. 363) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107) tritt am 
2. April 1924 in Kraft. ö 


Berlin, den 22. März 1924. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff— 


N EG 


i 090 
(Nr. 12810.) Beſchluß des Preußiſchen Staatsminiſteriums über die Zuteilung von Gebietsteilen an das 
Landeskulturantt in Caſſel. Vom 15. März 1924ꝶ4. 


Auf Grund der im R 2 zu b des Geſetzes über die Errichtung neuer Landeskulturämter vom 25. November 
1920 (Gefebfamml. S. 619) erteilten Ermächtigung wird das Gebiet des Kreiſes Wetzlar dem Geſchäfts⸗ 
bezirke des Landeskulturamts für die Provinz HeſſenNaſſau zugelegt. 


Dieſe Veränderung tritt mit dem 1. April 1924 in Kraft. 
Berlin, den 15. März 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Brann. Wendorff. 


Bekanntmachung. f a 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht? 3° 


J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Januar 1924 über die Genehmigung der 
Satzung des 4. holſteiniſchen Deichbandes „Wilſtermarſch“ durch das Amtsblatt der Regierung in 
Schleswig Nr. 9 S. 83, ausgegeben am 1. März 1924; f RZ 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Januar. 1924 über die Verleihung des 


ED 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Wetzlar für die Vergrößerung des ſtädtiſchen Begräbnis- 

platzes durch das Amtsblatt der Regierung in Coblenz Nr. 9 S. 31, ausgegeben am 1. März 1924, 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 18. Februar 1924 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Bongſieler Waſſerlöſungskommüne im Kreiſe Südtondern für die Anlage 
von Deichen und Parallelgräben bei der Regulierung der Leckerau durch das Amtsblatt der Regierung 
in Schleswig Nr. 10 S. 99, ausgegeben am 8. März 1924; 1 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Februar 1924 über die Verleihung des 
Euteignungsrechts an den Zweckverband „Guldenbach“ in Windesheim im Kreiſe Kreuznach für den 
Neubau der Wegeſtrecke Windesheim. Waldhilbersheim durch das Amtsblatt der Regierung in Coblenz 
Nr. 10 S. 34, ausgegeben am 8. März 1924. 5 
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